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und des Rates vom 18.  Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, 
Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung ei-
ner Europäischen Agentur für chemische Stoffe, zur Änderung der Richtlinie 
1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, 
der Verordnung (EG) Nr.  1488/94 der Kommission, der Richtlinie 76/769/
EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG 
und 2000/21/EG der Kommission verstoßen, dass es nicht alle Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften erlassen hat, die zur Umsetzung der Sanktionen bei 
Verstößen gegen diese Verordnung erforderlich sind.

2.	 Das Königreich Belgien trägt die Kosten.

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 10. Mai 2011 —  
Kommission/Schweden

(Rechtssache C-479/10)

„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Umwelt — Richtlinie 1999/30/EG — 
Kontrolle der Umweltbelastung — Grenzwerte für die PM10-Konzentrationen in 

der Luft“

Vertragsverletzungsklage  — Prüfung der Begründetheit durch den Gerichtshof  — 
Maßgebende Lage — Lage bei Ablauf der in der mit Gründen versehenen Stellungnahme 
gesetzten Frist (Art. 258 AEUV; Richtlinie 1999/30 des Rates, Art. 5 § 1)
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Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 
1999/30/EG des Rates vom 22.  April 1999 über Grenzwerte für Schwefeldioxid, 
Stickstoffdioxid und Stickstoffoxide, Partikel und Blei in der Luft (ABl. L 163, S. 41) — 
Überschreitung der Grenzwerte für PM10-Partikel in der Luft während der Jahre 
2005, 2006 und 2007 in den Zonen SW 2 und SW 4 sowie während der Jahre 2005 
und 2006 in der Zone SW 5

Tenor

1.	 Das Königreich Schweden hat dadurch gegen seine Verpflichtungen aus 
Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 1999/30/EG des Rates vom 22. April 1999 über 
Grenzwerte für Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid und Stickstoffoxide, Partikel 
und Blei in der Luft verstoßen, dass während der Jahre 2005 bis 2007 in den 
Zonen SW 2 und SW 4 sowie während der Jahre 2005 und 2006 in der Zone 
SW 5 die für PM10-Konzentrationen in der Luft geltenden Grenzwerte über
schritten wurden.

2.	 Das Königreich Schweden trägt die Kosten.

Beschluss des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 11. Mai 2011 —  
Semerdzhiev/Del-Pi-Krasimira Mancheva

(Rechtssache C-32/10)

„Art. 92 § 1 der Verfahrensordnung — Richtlinie 90/314/EWG — Pauschalreisen — 
Sachverhalte vor dem Beitritt der Republik Bulgarien zur Europäischen Union — 
Offensichtliche Unzuständigkeit des Gerichtshofs für die Beantwortung der zur 

Vorabentscheidung vorgelegten Fragen“
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